
Radikal demokratisch 
Schwer vermittelbare Kunst wurde 
im Depot für abgelehnte  
Kulturförderanträge aufgeführt. 12

Krise der Krisenfinanzierung 
Im Interview spricht Martin Frick 
vom Welternährungsprogramm unter 
anderem über die Lage in Gaza. 9
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Sapperlot 
Wenn einem das Wasser bis zum 
Hals steht, sollte man keine Rund-
mails schreiben. Schulamtsleiterin 
Rachel Guerra liess Vorwürfe gegen sie 
unkommentiert, weil sie den Fakt, ob 
sie am 13. Juni telefonisch erreichbar 
war oder nicht, zu einem Amtsgeheim-
nis erklärt. Nachdem das «Vaterland» 
darüber berichtet hatte, wandte sich 
Guerra am Samstagmorgen per E-Mail 
an die Belegschaft des Schulamts und 
das gesamte Lehrpersonal des Landes. 
«Dem Schulamt» sei es nicht gestattet 
gewesen, Stellung zu nehmen, heisst es. 
Das E-Mail gibt vor, das Personal beru -
hi gen zu wollen. Die Rede ist von «uns» 
und «wir». Das eigentliche Ziel? Ver-
antwortungsdiffusion! Individualisierte 
Kritik wird auf eine grössere Gruppe ver -
teilt, um persönliche Verantwortung zu 
verwässern. Dabei gibt es kein Verfah-
ren, keine Vorwürfe gegen «das Schul-
amt» oder das Lehrpersonal. Dass die 
Amtsleiterin trotzdem versucht, die an 
sie allein gerichtete Kritik zu kollektivie -
ren, ist deplatziert und dient höchstens 
der Stimmungsmache.  David Sele

Immo-Tipp der Woche

Katrin Brändle
Standortleiterin

goldinger.ch – 071 444 40 02

Kontrollieren Sie Dach,
Rinnen und Leitungen,
um Schnee und Eisschä-
den zu verhindern. Vor-
beugendeWartung spart
hohe Reparaturkosten.

Neue Ideen für Medienförderung  
Die Stiftung Zukunft.li beschäftigte sich mit Medienpolitik. Wie steht das Ministerium zu den Vorschlägen? 

Daniela Fritz 
 
Der Wandel in der Medienlandschaft 
ist dieser Tage wieder in aller Munde. 
Die einen sehen die Demokratie in Ge-
fahr, die anderen rufen zur Beschwich-
tigung auf. Die Stiftung Zukunft.li un-
tersuchte in ihrer Studie «Journalis -
mus im Kleinstaat» 16 mögliche 
Modelle und leitete daraus Empfeh-
lungen ab, wie es weitergehen könnte.   

Noch kein Konzept für  
Service-public-Angebot  
In der Politik muss sich der Inhalt erst 
noch etwas setzen. Im Regierungspro-
gramm haben VU und FBP bereits 
festgehalten, dass die Medienland-
schaft gestärkt werden soll. «Dabei 
wird nicht nur ein Auge auf die Me-
dienvielfalt, sondern auch auf die Qua-
lität gelegt», heisst es darin weiter. Die 
Regierung nimmt sich für diese Legis-
latur vor, ein mediales Service-public-
Angebot zu schaffen, um die Bevölke-
rung unabhängig und verlässlich zu in-
formieren. Wie dieses dann konkret 
aussehen soll, ist aber noch immer 

komplett offen. Laut dem Innenminis -
terium müsse man zunächst beant-
worten, was «Service public» bedeute, 
welches Angebot in welchem Kanal für 
das Land und die Demokratie von Re-
levanz sei und welche Erwartungen die 
Gesellschaft damit verknüpfe. «Die in 
der Studie beleuchteten Modelle ge -
ben uns sehr wertvolle Inputs für die 
weitere Diskussion und die Studie 
kann uns entsprechend als Grundlage 
für weitere Entscheidungen dienen», 
heisst es aus dem Ministerium. Einige 
Modelle hätten Potenzial und könnten 
das bereits bestehende System auch 
er gänzen.  

Anschubfinanzierung  
des Landes weiterdenken 
Beispielsweise der vorgeschlagene An-
satz von «Vielfalt durch Innovation 
und Wettbewerb». Die seit diesem 
Jahr geltende neue Medienförderung 
sieht zwar bereits eine Anschubfinan-
zierung für neue Medienprojekte vor. 
Laut der Stiftung Zukunft.li sollte es 
aber nicht das Ziel sein, möglichst 
viele Start-ups zu unterstützen, son-

dern nur jene mit tragfähigem Ge-
schäftsmodell. Zudem sollten diese 
zur Meinungsvielfalt beitragen. Zu-
kunft.li schlägt zusätzlich vor, die An-
träge für staatliche Anschubfinanzie-
rung von einer Fachjury mit internatio-
naler Erfahrung beurteilen zu lassen. 
Zudem regt der Thinktank die Zusam-
menarbeit mit einem privaten Investor 
an, der «geduldiges» Kapital bereit-
stellt. Gemeint sind insbesondere phi -
lanthropische Geldquellen. Aber auch 
eine Kooperation des Landes mit einer 
Stiftung oder einem Fonds, der Gelder 
aus verschiedenen Quellen bereit -
stellt, wäre denkbar. Aus Sicht des Mi-
nisteriums könnte man die Anschubfi-
nanzierung dementsprechend weiter-
denken.    

Potenzial sieht das Ministerium 
auch in der vorgeschlagenen Dialog-
plattform:  ein zentrales Onlineforum, 
auf dem sich die Behörden, Gemein-
den und das Land sowie die Zivilge-
sellschaft mitteilen können. Diese Idee 
trifft allerdings auch auf Skepsis. VU-
Generalsekretär Dietmar Hasler und 
FBP-Präsident Alexander Batliner 

würden stattdessen lieber vorhandene 
Angebote stärken, anstatt diese zu 
konkurrenzieren. 

Demokratische  
Vergabe birgt Tücken  
Weniger abgewinnen kann man im Mi-
nisterium dem Vorschlag, die Medien-
förderung demokratischer zu gestal-
ten. Die Einwohner könnten nach dem 
Vorschlag des Thinktanks Zukunft.li 
im Rahmen ihrer Steuererklärung 
selbst entscheiden, welche Medien sie 
mit ihrem Anteil in welchem Umfang 
fördern möchten.  

Dieser Ansatz sei sei zwar span-
nend. Das Ministerium gibt jedoch zu 
bedenken: «Wir sehen hier statt eines 
Bürokratieabbaus eher ein Mehr an 
Bürokratie.» Ein Drittel der Fördermit-
tel würde nämlich noch immer über 
den bestehenden Mechanismus ge-
sprochen, indem die Medienkommis-
sion die Mittel anhand von Qualitäts-
kriterien vergibt. Zudem würden die 
Abfrage und Auswertung in der Steu-
erverwaltung voraussichtlich zu Mehr-
aufwand führen. 3

Jahrgang 2007 zelebrierte die Volljährigkeit

Am Samstag waren alle Liechtensteinerinnen und Liechtensteiner mit Jahrgang 2007 
zur Jungbürgerfeier auf Schloss Vaduz eingeladen. Die Jungbürgerrede bei dem  
folgenden Fest in der Spoerryhalle hielten Lorena Widmer und Ilja Beck. Bild: Paul Trummer

USA und China senden 
positive Signale 
China und die USA haben sich im Zoll- 
und Handelsstreit angenähert. Beide 
Seiten seien zu einer vorläufigen 
Einigung gelangt, sagte Li Chenggang, 
Vize-Sekretär im chinesischen Han -
delsministerium, nach Gesprächen mit 
der US-Seite. Die Einigung müsse nun 
«ein internes Genehmigungsverfah -
ren durchlaufen», auf beiden Seiten. 
Auch US-Finanzminister Scott Bessent 
sprach von positiven Verhandlungen in 
Kuala Lumpur, die Vorlauf für das 
Treffen zwischen US-Präsident Do -
nald Trump und Chinas Präsident Xi 
Jin ping am Donnerstag in Südkorea 
sind. Dann wird sich herausstellen, ob 
es zu einem Deal kommt. Trump er -
klärte am Rande des Gipfels in Malay -
sia: «Ich denke, wir werden ein gutes 
Ab kom men mit China schliessen.»  

Bessent sagte dem Sender CBS 
News, er gehe davon aus, dass die 
Drohung der USA, Extrazölle ab dem 
1. November auf den Import von 
chinesischen Produkten zu verhängen, 
vom Tisch sei. Das gelte auch für ein 
Exportkontrollsystem, das China ein -
führen könnte. Es geht dabei um 
Seltene Erden. (dpa)

Tusk warnt vor ewigem 
Krieg in der Ukraine 
Der polnische Ministerpräsident Do -
nald Tusk rechnet nicht mit einem 
dauerhaften Frieden für die Ukraine, 
solange Russlands Präsident Wladi -
mir Putin an der Macht ist. Der 
Konflikt drohe zu einem «permanen -
ten ewigen Krieg» zu werden, wenn 
es nicht zu drastischen Veränderun -
gen in Russland komme.  

«Die Hauptfrage ist jetzt, wie viele 
Opfer wir noch sehen werden», sagte 
der polnische Ministerpräsident in 
einem Interview der «Sunday Times». 
Der ukrainische Präsident Wolodimir 
Selenski habe ihm gesagt, dass sein 
Land bereit sei, weitere zwei bis drei 
Jahre zu kämpfen, er aber zugleich 
hoffe, dass der Krieg nicht zehn Jahre 
dauern werde. Tusk betonte: «Ich 
habe keine Zweifel, dass die Ukraine 
als unabhängiger Staat überleben 
wird.» (dpa)


